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A.NEUIGKEITEN

+++ BKA Bundeslagebild Menschenhandel 2010

Das Bundeslagebild Menschenhandel 2010 wurde am 26. September 2011 ver6ffentlicht. Dieser
Bericht wird einmal j&hrlich vom Bundeskriminalamt erstellt und zeigt die aktuelle Situation und
die neuen Erkenntnisse zu den Menschenhandelsdelikten in der Bundesrepublik. Nach wie vor
wird jedoch davon ausgegangen, dass die bekanntgewordenen Falle das tatsdchliche AusmaR des
Phénomens nicht wieder geben und das Dunkelfeld sehr grof3 ist. Das Bundeslagebild kann unter
diesem Link herunter geladen werden.

+++ Neue Fachberatungsstelle in Brandenburg eroffnet

Am 18.10.2011 hat IN VIA in Konigs Wusterhausen in Brandenburg eine neue Koordinations-
und Beratungsstelle fiir Frauen, die von Menschenhandel betroffen sind er6ffnet. Die Stelle bietet
Beratung und Betreuung von Betroffenen von Frauenhandel sowie Gesundheitspravention und
Streetwork im Prostitutionsmilieu an.
Die Kontaktdaten der Beratungsstelle sind:
IN VIA
Friedrich-Engels-Str.4
15711 Konigs Wusterhausen
Tel.: 03375-24655-87 oder -86
Mobil: 0157-87818900
0163-6780338
E-Mail: kub@invia-berlin.de, muresan@invia-berlin.de

+++ Neue EU Strateqgie zur Bekdmpfung des Menschenhandels

Laut des letzten aktuellen La Strada Newsletters wird die Europaische Kommission im Mai 2012
eine ,,Kommunikation Uber eine neue Strategie fur die Bekampfung des Menschenhandels und
MaRnahmen zum Schutz und zur Unterstlitzung von Betroffenen® verdffentlichen. Durch diese
Strategie sollen die EU-Mitgliedstaaten tber konkrete Aktionspunkte informiert werden, die fur
auftauchende Schwierigkeiten bei der Bekdmpfung des Menschenhandels und zur Koordinierung
der Arbeits- und Migrationspolitik genutzt werden kénnen. Zudem wird es eine kurze Einflihrung
in das Thema Menschenhandel in der EU geben. Besonderer Wert wird auf Menschenrechte,
Gleichstellungsfragen und die Interessen von Kindern, die von Menschenhandel betroffen sind,
gelegt. Zudem wird auf die verschiedenen Formen von Menschenhandel und die Probleme bei
der Identifizierung der Betroffenen eingegangen. Mehr Informationen im La Strada Newsletter
22.

+++ Erster Bericht tiber die Umsetzung des Action-Oriented Papers

Wahrend der schwedischen EU Présidentschaft 2010 lag der Fokus bei der Bekampfung des
Menschenhandels bei Kooperation der EU mit Drittstaaten. Daraus entstand auch das
MalRnahmenorientierte Papier (Action-Oriented Paper). Im Juli 2011 wurde der Erste Bericht
uber die Umsetzung des Malinahmeorienterten Papiers (auf Englisch) verdffentlicht. Dieser
empfiehlt, eine Liste mit Drittstaaten und Regionen zu erstellen, mit denen die EU konkrete
Partnerschaften entwickeln sollte. Weiterhin wird empfohlen, spezifische Kooperationsbereiche
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zu identifizieren, um den Menschenhandel besser bekdampfen zu kénnen. Zudem wird Uber die
AuBenpolitik im Bereich Menschenhandel der einzelnen Mitgliedstaaten berichtet und eine
Ubersicht Gber die MaBnahmen der Kommission und der anderen EU-Organe gegeben. Einige
Inhalte des Papiers werden u.a. von der Organisation La Strada International kritisch gesehen.
Mehr Informationen und Kritikpunkte zum Bericht im La Strada Newsletter 22.

+++ Massive Arbeitsausbeutung mitten in England

Am 11. September 2011 ist es der britischen Polizei gelungen, tiber zwei Dutzend Betroffene von
Arbeitsausbeutung zu befreien. Wie der Spiegel-Online berichtete, wurden 24 Ménner im Alter
von 20 bis 50 Jahren in einer Wohnwagensiedlung in der englischen Grafschaft Bedfordshire
gegen ihren Willen jahrelang festgehalten und zur harten Arbeit gezwungen. Bei den Betroffenen
handelte es sich um Personen aus England und Osteuropa, denen ein guter Lohn sowie freie Kost
und Logis von den angeblichen Arbeitsvermittlerinnen versprochen wurden.

Es wird berichtet, dass die Betroffenen unter unmenschlichen Bedingungen gewohnt und
gearbeitet hatten. Sie hatten ,,in Pferdeboxen, Hundezwingern und alten Wohnwagen* gehaust,
kein Geld und nur ,sehr, sehr kleine Essensrationen* bekommen, wie der britische
Kriminalkommissar Sean O'Neil mitteilte. Beim Versuch aus dem Camp zu fliehen, mussten die
Betroffenen damit rechnen, zusammengeschlagen zu werden. Diejenigen, denen die Flucht
gelang, haben die Polizei alarmiert.

Die mutmallichen Téaterlnnen sind festgenommen worden und werden des Menschenhandels
beschuldigt. Ihnen drohen bis zu 14 Jahre Haft.

+++ Neu eingefiihrte Steuer fir StralRenprostituierte in Bonn

Die Suddeutsche Zeitung berichtet, dass Bonn am 29.08.2011 als erste Stadt in der
Bundesrepublik eine Steuer flr Strallenprostituierte eingefiihrt hat. Daflir wurde von
Steuerbeamtinnen ein Parkscheinautomat zu einem "Steuerticket-Automat” umgeristet. Ein
Ticket kostet pro Nacht 6,00 Euro. Betriebszeit ist von Montag bis Sonntag 20.15 Uhr bis
6.00 Uhr. Die Einhaltung der Ticketpflicht wird von den Kontrolleurlnnen des stadtischen
Steueramtes uberprift. Mdogliche Sanktionen sind: Verwarnungen, BuRgeldzahlungen und
Platzverweise.

Die Sexsteuer wurde in Bonn Anfang des Jahres eingefiihrt und galt anfangs nur flr Prostituierte
in festen Etablissements, wie Bordellen, Eros-Centern oder Saunaclubs. Um die
Steuergerechtigkeit zu gewahrleisten, sollen nun auch Strallenprostituierte Steuern zahlen. Die
Steuerzahlung durch den Kauf eines Tagestickets wurde eingefihrt, weil viele Prostituierte auf
dem StraRenstrich nicht gut deutsch sprachen und daher die Einkommensteuererkldrung nicht
problemlos ausfullen kénnten und zudem eine hohe Fluktuation auf dem StralRenstrich bestehe, so
die Bonner Stadtverwaltung. So wirden die Prostituierten auf der StralRe die Steuer weitgehend
ignorieren. Mit den Automaten wirde daher ein Stick Steuergerechtigkeit hergestellt, so die
Stadtverwaltung weiter.

Marion Detlefs, Sozialpadagogin bei Hydra, erklarte in einem Interview mit SPIEGEL ONLINE,
dass es falsch sei, die Frauen unter einen Generalverdacht zu stellen. Zudem wirden in anderen
Gewerben ja auch keine Automaten zur Verhinderung der Steuerhintergehung benutzt.

+++ Neue Protestform: ,.Slutwalks*

Auch in Deutschland hat sich eine neue Protestform namens Slutwalks entwickelt. Viele
Organisationen, wie beispielsweise der Bundesverband der Frauenberatungsstellen und der
Frauennotrufe bff unterstiitzen diese Protestform.
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»Slutwalks sind Demonstrationen gegen Sexismus, sexualisierte Gewalt,
Vergewaltigungsmythen und -verharmlosungen.” Die Teilnehmerinnen protestieren dagegen,
dass ,.sexualisierte Ubergriffe, Gewalt und Belastigungen verharmlost, legitimiert und den
Betroffenen die Schuld gegeben wird®. Diese neue Art des Protestes begann in Toronto, als der
kanadische Polizeibeamte Michael Sanguinetti am 24. Januar 2011 bei einem Vortrag sagte:
"Frauen sollten vermeiden, sich als Schlampen zu kleiden, um nicht zu Opfern zu werden."
Gegen diesen empdrenden Satz wurde protestiert, bis es am 03. April 2011 zum ersten
»olutwalk® in Toronto mit 3000 Teilnehmerinnen kam. In der folgenden Zeit wurden auch in
anderen Stédten ,,Slutwalks” durchgeftihrt, der erste deutsche ,,Slutwalk* fand am 13. August
2011 in Berlin statt. Weitere Informationen und die Termine der Slutwalks sind unter diesem
Link zu finden.

+++ Film ..Whores” Glory“

Bei dem Film “Whores” Glory” handelt es sich um eine Dokumentation von Michael Glawogger.
Aus der Filmbeschreibung: Das filmische Triptychon gewahrt einen Einblick in das Leben von
Prostituierten in Thailand, Bangladesch und Mexiko. Dargestellt werden die Arbeits- und
Lebensbedingungen der Prostituierten. Der Film zeigt sowohl ihre Motive als auch die Einflusse,
welche die jeweilige Kultur, Religion und Tradition des Landes auf die Prostitution haben.
»Whores™ Glory ist seit dem 29. September 2011 im Kino zu sehen. Der Trailer gewéhrt einen
ersten Einblick in den Film.

+++ Interaktives Medienprojekt: Migration im Uberblick

Die Deutsche Gesellschaft fir die Vereinten Nationen (DGVN) hat ein interaktives
Medienprojekt zum Thema ,,Migration im Uberblick* auf ihrer Webseite gestartet. Ziel ist ein
besseres Verstandnis von der ,komplexen Realitat“ der Migration und ihrer verschiedenen
Dimensionen. Das Medienprojekt ist in acht Kapitel unterteilt: 1. Migration gab es schon immer,
2. Wer migriert, warum und wohin, 3. Wanderung, Wohlstand und Entwicklung, 4. Migration,
Konflikte und Sicherheit, 5. Integration, kulturelle Vielfalt und gesellschaftlicher Zusammenhalt,
6. Klimawandel und Migration, 7. Menschenrechte und globale Steuerung von Flucht und
Migration, 8. Fazit: Migrationspolitik, Mobilitat und Entwicklung.

Durch informative Texte, Reportagen, Interviews und interaktiver Grafiken soll die Offentlichkeit
zum differenzierten Nachdenken tber das Phdnomen der Migration sensibilisiert werden.

+++ Parlamentarische Anfrage zur Genitalverstimmelung

Auf eine kleine Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Bundestag (ber
weibliche Genitalverstimmelung (FGM — Female Genital Mutilation) hat das Bundesministerium
fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung am 08. Juni 2011 mit einem Schreiben im
Namen der Bundesregierung geantwortet (Drucksache 17/6217).

Die Anfrage behandelte zum gréfiten Teil die Bemihungen der Bundesregierung im Kampf
gegen Genitalverstimmelung im Rahmen der Entwicklungsarbeit. So wurden Fragen zum
Stellenwert des Kampfes gegen FGM bei der Entwicklungshilfe, konkreten Projekten und
MaRnahmen und deren Kosten, aber auch nach Fort- und Rickschritten sowie Evaluierung der
bisherigen Arbeit gestellt. Nach Aussage der Bundesregierung wurden seit 1999 ca. 14 Mio. €
von der deutschen Entwicklungspolitik in zehn Partnerlandern zur Verfiigung gestellt Zudem
wurde die Bundesregierung aufgefordert, tber die vorhandenen Informationen (ber die
Verbreitung von FGM in den verschiedenen Staaten zu berichten.
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Aber auch die Bek&mpfung der FGM innerhalb der Bundesrepublik wurde thematisiert, da
wallein in Deutschland nach Schatzungen etwa 30.000 Frauen und Madchen direkt betroffen oder
von ihr bedroht (sind).“(Zitat aus der Anfrage). Die Bundesregierung erklérte, dass sie schon seit
langerer Zeit die Zusammenarbeit von Migrantinnenorganisationen unterstitze und die
interministerielle Bund- L&nder- NRO- Arbeitsgruppe gegriindet habe, um FGM effektiver
bekdmpfen zu kénnen.

+++ Genitalverstimmelung in den medizinischen Diagnoseschlissel aufnehmen:
Unterschriftenaktion von ,, Terre des Femmes* und ,,Balance*

Aktuellen Angaben von der Menschenrechtsorganisation fur Frauen und Madchen Terre des
Femmes zufolge leben in Deutschland tber 20.000 von der weiblichen Genitalverstimmelung
betroffene Frauen. Dennoch ist die weibliche Genitalverstimmelung in den medizinischen
Diagnoseschlissel bis zum heutigen Zeitpunkt nicht aufgenommen worden. Mit dem Ziel, dass
Bundesgesundheitsministerium auf dieses Problem aufmerksam zu machen, haben Terre des
Femmes und das Familienplanungszentrum Balance eine Unterschriftenaktion initiiert. Den
Appell von beiden Organisationen haben bundesweit ca. 21.000 Menschen durch ihre
Unterschrift unterstiitzt. Entgegengenommen wurden die Unterschriften durch den Ministerialrat
Robert SchuBler.

+++ Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz feiert seinen fiinften Geburtstag

Anlasslich des flnften Jahrestags des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), das am
18. August 2006 in Kraft trat und mit der Einrichtung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(ADS) begleitet wurde, stellte die Leiterin Christine Liders funf Forderungen zur Verbesserung
des Diskriminierungsschutzes in Deutschland.

Diese Forderungen sind: 1. Klagerecht fur Verbadnde und die Antidiskriminierungsstelle; 2.
Hértere Sanktionen bei Diskriminierung; 3. Verlangerung der Fristen im AGG; 4. Politik und
Verwaltung: Diskriminierung verhindern — Vielfalt starken; 5. Diskriminierungsschutz fir
chronisch Kranke.

Nach Auffassung von Christine Luders habe das AGG ein wichtiges Signal fur eine gerechtere
Gesellschaft gesetzt. Diskriminierung sei aber immer noch Alltag in Deutschland, meint die
Leiterin der Antidiskriminierungsstelle und fordert einen starkeren Diskriminierungsschutz im
Land: ,,Wir mussen den Diskriminierungsschutz weiter starken. Die bestehenden Regelungen
reichen noch nicht aus, um Diskriminierungen konsequent abzubauen.*

Die Siddeutsche berichtete am 7.10.2011, dass Union und FDP im Haushaltsausschuss
beschlossen héatten, den fir 2012 vorgesehenen Etat fur die Antidiskriminierungsstelle des
Bundes von 2,9 Millionen um 13% zu kirzen. Diese Entscheidung trifft auf heftigen Protest der
Opposition.

+++ Niederlande schafft Sprachtest im Ehegattennachzug fiir tlirkische Staatsangehorige
ab

Nach Angabe von MIGAZIN - Migration in Germany teilte das niederlandische
Innenministerium dem Parlament am 23. September 2011 mit, dass Sprachtests flr tlrkische
Staatsangehdrige im Ehegattinnennachzug mit sofortiger Wirkung abgeschafft werden. Bisher
mussten tlrkische Ehegattinnen, die zu ihren Partnerinnen in die Niederlande ziehen wollten,
Grundkenntnisse der niederldndischen Sprache vorweisen. Diesem Beschluss vorausgegangen
war der Rechtsstreit eines Turken vor dem Verwaltungsgericht in Rotterdam. Der Rechtsanwalt
Ejder Kose fuhrt den Beschluss darauf zurtick, dass sich die Niederlande ein Urteil des EuGH
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ersparen wollten. Er verweist auf eine Stellungnahme der EU-Kommission an den EuGH vom
29. Juli 2011, indem die Kommission feststellt, dass von tirkischen Staatsbirgerinnen keine
Sprachtest abverlangt werden diirfen, da dies gegen den Artikel 13 des Assoziierungsabkommens
mit der Tirkei verstoBe. Nach diesem durfen die Vertragsstaaten ,,fur Arbeitnehmer und ihre
Familienangehorige, deren Aufenthalt und Beschéftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgeman
sind, keine neue Beschrankungen fir den Zugang zum Arbeitsmarkt einfiihren.”
(www.migrationsrecht.net)
In Deutschland wurde 2007 der Sprachtest fur den Ehegattinnennachzug eingefihrt. Die
Neuregelung wurde damit begrindet, dass das Verschlechterungsverbot nur fir
Arbeitnehmerinnen gelte, die sich bereits in Deutschland befinden. Politikerinnen u.a. von der
Linken und den Griinen fordern die Bundesregierung nun auf, dem Vorbild der Niederlande zu
folgen und den Sprachtest wieder abzuschaffen. (MIGAZIN)

+++ UN-Sonderberichterstatterin  verlangt eine vollstandige Uberpriifung der
Frauenpolitik der Vereinigten Staaten

Die UN-Sonderberichterstatterin fir Gewalt gegen Frauen, ihre Ursachen und Folgen, Rashida
Manjoo, drangt die Regierung der Vereinigten Staaten zu einer Uberpriifung ihrer aktuellen
Strategie zur Bekdmpfung der Gewalt gegen Frauen. Dies folgt der Entscheidung der Inter-
Amerikanischen Kommission fiir Menschenrechte, in der die US-Regierung fir schuldig
befunden wurde, die Menschenrechte von Jessica Lenahan Gonzales, einer Uberlebenden von
hauslicher Gewalt, und ihrer drei verstorbenen Kinder, verletzt zu haben. ,,Gewalt gegen Frauen
ist die am weitesten verbreitete Menschenrechtsverletzung, die nach wie vor jedes Land der Welt
vor eine Herausforderung stellt” (Zitat Rashida Manjoo). Die Regierung sollte daher die
vorhandenen Mechanismen Gberpriifen, um den Schutz der Betroffenen sowie die Bestrafung der
Taterlnnen zu gewahrleisten und diese effektiv durchsetzen zu konnen. Ihre Forderungen sowie
weitere Informationen (auf Englisch) unter diesem Link.

+++ Friedensnobelpreis 2011 geht an drei Frauenrechtlerinnen

WELT ONLINE berichtet, dass der diesjahrige Friedensnobelpreis an die Frauenrechtlerinnen
Ellen Johnson Sirleaf, Tawakkul Karman und Leymah Gbowee geht, um ihr friedliches
Engagement im Kampf fir Frauenrechte zu ehren.

Ellen Johnson Sirleaf ist seit 2006 Liberias Prasidentin und damit auch die erste gewéhlte
Présidentin Afrikas. Leymah Gbowee ist Leiterin einer Organisation, die sich flr die Rolle von
Frauen in der Konfliktlésung in Afrika einsetzt, und hat die Proteste gegen Liberias Ex-Diktator
Charles Taylor organisiert. Tawakkul Karman ist Teil der jemenitischen Protestbewegung und
Vorsitzende der Organisation ,,Journalistinnen ohne Ketten®. Sie setzt sich fir Menschenrechte,
Demokratie und Meinungsfreiheit ein.

Thorbjern Jagland, Leiter des Komitee zur Vergabe des Friedensnobelpreises, sagte zur
Entscheidung: "Es kann auf der Welt keine Demokratie und keinen dauerhaften Frieden geben,
solange Frauen nicht dieselben Chancen wie Manner haben, auf Entwicklungen in allen
Bereichen der Gesellschaft einzuwirken™. Der Friedensnobelpreis wird am 10. Dezember 2011 in
Oslo verliehen werden.
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B. VEROFFENTLICHUNGEN DES KOK

+++ Aide Mémoire

Der KOK hat Ende September ein Aide Mémoire zum Thema Menschenhandel erstellt. Dieses
Aide Mémoire wurde im Rahmen der Zusammenarbeit an das Forum Menschenrechte (ibergeben.
Mitglieder des Forums Menschenrechte haben bei einem Gesprach mit dem AufRenminister Herrn
Westerwelle am 06. Oktober 2011 Aide Mémoires von verschiedenen Organisationen zu
verschiedenen Themen Ubergeben. Unter diesem Link finden Sie die Aide Mémoires als PDF
Dokumente.

+++ Studie: Deutsche Betroffene von Menschenhandel

Zurzeit wird von Frau Muller-Guldemeister eine Studie im Auftrag des KOK, finanziert durch
filia. die Frauenstiftung zum Thema ,,Deutsche Betroffene von Menschenhandel* erstellt und in
Kirze auf der Webseite des KOK veroffentlicht.

+++ Richtigstellung

Zum 5. EU-weiten Tag gegen Menschenhandel am 18.10.2011 hat der KOK eine Information
zum Thema Entschadigung herausgebracht. Dort war auf S. 3 zum Thema
Opferentschadigungsgesetz zu lesen:

,,50 befasst sich unter der Federfihrung des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales
(BMAS) die Bund-L&ander-Arbeitsgruppe ,,Hausliche Gewalt* mit der Neugestaltung des
Gewaltopferrechtes.**

Bei dieser Aussage ist uns ein Fehler unterlaufen, den wir hiermit richtig stellen mochten:

Die Bund-L&nder-Arbeitsgruppe ,,H&usliche Gewalt“ steht unter der Federfiihrung des
Bundesministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, BMFSFJ. Diese Gruppe befasst
sich aber nicht mit der Neugestaltung des Gewaltopferrechts.

Mit diesem Thema befasst sich eine Bund-Lander-Arbeitsgruppe zur Neufassung des Rechts der
Gewaltopferentschédigung unter Federfiihrung des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales,
BMAS.

C. KOK-INTERNE VERANSTALTUNGEN

+++ Dritte Mitgliedsversammlung des KOK

Am 05.10.2011 fand in Berlin die dritte Mitgliedsversammlung dieses Jahres statt.
Schwerpunktthema war eine Diskussion zu neuen Ph&nomenen und Verdnderungen in den
Bereichen Menschenhandel und Prostitution.

Zudem wurde die FRANKA Fachberatung als 38. Mitglied einstimmig in den KOK
aufgenommen. Wir freuen uns dariiber sehr und heiflen die FRANKA Fachberatung im KOK
herzlich willkommen.
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D. VERANSTALTUNGEN

+++ OSZE, UNDOC-Expertinnenseminar zur Einddmmung und Verhinderung von
Geldwasche und Menschenhandel

Am 3. und 4. Oktober 2011 fand in Wien ein Expertinnenseminar zur Einddmmung und
Verhinderung von Geldwasche und Menschenhandel statt. Das Seminar wurde durch die OSZE
und das Biro der Vereinten Nationen fir Drogen- und Verbrechensbekampfung (UNODC)
organisiert. Die Veranstaltung brachte Vertreterinnen von internationalen Organisationen,
Regierungsbehorden und Finanzinstituten, sowie Wissenschaftlerinnen und unabhéngige
Expertinnen aus verschiedenen Staaten zusammen. Das Seminar zielte darauf ab, durch
koordinierte Zusammenarbeit der internationalen Gemeinschaft wirksame Instrumente zur
Einddmmung der Geldwésche und des Menschenhandels auszuarbeiten. Mehr Informationen
unter diesem Link.

+++ Veranstaltungen zum funften Europaischen Tag gegen Menschenhandel

Folgende Veranstaltungen im Umfeld des Funften Européischen Tages gegen Menschenhandel
fanden unter anderen statt:

Am 12. Oktober 2011 organisierte CEIPA im Egmont Palace in Briissel einen Runden Tisch zum
Thema: ,,Entwicklung eines umfassenden menschenrechtsorientierten Ansatzes fur den Schutz
von Betroffenen von Menschenhandel durch die Starkung der internationalen Kooperation®.
Dabei sollte eine Bilanz (ber die aktuellen Bemiuhungen Belgiens bei der Bekdampfung des
Menschenhandels gezogen werden. Prominente belgische, européische und internationale
Personlichkeiten und Expertinnen brachten ihre Meinungen in die Diskussion ein.

Die Task Force Menschenhandel Osterreich lud alle Interessierten zur Veranstaltung
»Gemeinsam gegen Menschenhandel” ein. Die Veranstaltung fand am 17. Oktober 2011 in der
Diplomatischen Akademie Wien statt. Nach der Begrifung durch den Botschafter Dr. Hans
Winkler und Eréffnung der Veranstaltung durch osterreichische Bundesministerinnen fand eine
Podiumsdiskussion zum Thema ,Die Bekadmpfung des Menschenhandels in Osterreich —
Errungenschaften, Ziele und Herausforderungen“ statt. Die offizielle Einladung mit dem
Programm kann hier als PDF Datei heruntergeladen werden.

Die Koordinierungs- und Beratungsstelle fir Opfer von Menschenhandel (KOBRA) veranstaltete
am 18. Oktober 2011, dem europdischen Tag gegen Menschenhandel, eine Fachtagung zum
Thema: ,, Traumatisierung und Re-Traumatisierung von Menschenhandelsopfern®. Da die meisten
Betroffenen von Menschenhandel schwer traumatisiert seien und sich somit der Zugang zu ihnen
als auBerst schwierig erweisen kann, wollte diese Tagung auf die Situation als Fremde/r in
Deutschland aufmerksam machen und spezielles Wissen zur Traumatisierung vermitteln.

Die polnische EU-Ratsprasidentschaft, die EU Institutionen und die EU-Koordinatorin gegen
Menschenhandel, Myria Vassiliadou, veranstalteten anlasslich des flinften Européischen Tages
gegen Menschenhandel die Konferenz ,,EU Mitgliedsstaaten und Institutionen gemeinsam gegen
Menschenhandel und fir den Schutz von Betroffenen®.

Die Konferenz fand am Dienstag, den 18. Oktober 2011, in Warschau/Polen statt. Ziel war der
Austausch zwischen den EU Institutionen und anderen Interessengruppen zur Erreichung einer
verstarkten Kooperation im Kampf gegen Menschenhandel. Der polnische Minister fiir Inneres



http://www.ungift.org/knowledgehub/stories/oct2011/osceunodc-hold-expert-seminar-on-curbing-money-laundering-to-combat-human-trafficking.html
http://www.ceipa.eu/
http://pl2011.eu/de/content/5-europaeischer-tag-gegen-menschenhandel
http://pl2011.eu/de/content/5-europaeischer-tag-gegen-menschenhandel
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und Verwaltung, Jerzy Miller, erdffnete die Konferenz. Darauf folgte eine Diskussion zwischen
den Vertreterinnen der EU Institutionen, die im Kampf gegen den Menschenhandel involviert
sind. Zudem wurden drei Workshops zum Thema Partnerschaft und verbesserte Kooperation
angeboten: Vorbeugung (CEPOL und FRONTEX), Schutz von Betroffenen (EASO, EIGE und
FRA) und Untersuchung und Verfolgung (EUROJUST und EUROPOL).

+++ Fachtaqg ,,Putzen, pflegen, sorgen‘ in Kiel

Am 27. Oktober 2011 veranstaltet contra — Fachstelle gegen Frauenhandel in Schleswig-Holstein
einen Fachtag zum Thema ,,Rolle und Rechte von Migrantinnen in deutschen Haushalten und der
Dienstleistungswirtschaft”. Im Mittelpunkt des Fachtages stehen Themen wie Rechtlosigkeit und
wirtschaftliche Unsichtbarkeit in der Hausarbeit, Formen und Branchen von Arbeitsausbeutung
und Menschenhandel in Haushalten und dem Dienstleistungssektor, sowie Rechte der
Betroffenen. Diese und weitere Themenfelder werden mit Blick auf Schleswig-Holstein erortert.
Abschlielend stellen erfahrene Praktikerinnen ihre Projekte und Handlungshilfen fiir Betroffene
vor, die im Rahmen eines Podiumsgespréchs diskutiert werden koénnen. Das Programm des
Fachtages unter diesem Link.

+++ Internationaler Kongress ,,Méadchenrechte starken — weltweit*

Am 29.10.2011 findet in Berlin anlasslich des 30-jahrigen Vereinsjubildums von TERRE DES
FEMMES der Internationale Kongress ,Mé&dchenrechte starken - weltweit* statt.
Menschenrechtsaktivistinnen aus 14 Staaten werden ber die aktuelle Situation von
Madchenrechten diskutieren. Die Einfiihrungsrede wird von Bundesprasident Christian Wulff
gehalten, die thematische Einfuhrung erfolgt durch Rashida Manjoo (UN-Sonderberichterstatterin
fir Gewalt gegen Frauen). Der Kongress richtet sich sowohl an die interessierte Offentlichkeit als
auch an das Fachpublikum. Mehr Informationen unter diesem Link.

+++ Kongress fur Migrantlnnen und ihre Organisationen

Das Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFZA) ladt Migrantinnen und
ihre Organisationen zu einem Kongress vom 19. bis zum 20. November 2011 in Frankfurt am
Main ein. Unter dem Motto "Zusammen erreichen wir mehr!" soll der Kongress dem
Erfahrungsaustausch und der besseren Vernetzung, sowie der Bekanntmachung der
verschiedenen Organisationen und ihrer Anliegen dienen. Weitere Informationen und das
Anmeldeformular unter diesem Link.

+++ Third Annual International Symposium on Preventing Human Trafficking

Am 21. Mérz 2011 wurde die Richtlinie zur Bekampfung des Menschenhandels und zum Schutz
seiner Opfer verabschiedet, die von den Mitgliedsstaaten innerhalb von zwei Jahren umgesetzt
werden muss. Um den einzelnen Staaten die Richtlinienumsetzung zu erleichtern, veranstaltet die
britische Think Tank Public Policy Exchange am 24. November 2011 das “Third Annual
International Symposium on Preventing Human Trafficking” in Brissel. Dieses Symposium soll
lokalen, regionalen und nationalen Fachkraften die Mdglichkeit geben, in Zusammenarbeit mit
EU-PolitikerInnen, internationalen Organisationen und NGOs Erfahrungen und Best Practice
Modelle zur Bek&mpfung des Menschenhandels auszutauschen. Programm und Anmeldung unter
diesem Link.



http://frauenrechte.de/online/images/downloads/presse/30-jahre/Kongress%20_Maedchenrechte_staerken-weltweit_.pdf
http://ep-nobi.de/front_content.php?client=1&lang=1&idcat=26&idart=1001
http://www.europa-nu.nl/9353000/1/j4nvgs5kjg27kof_j9vvikqpopjt8zm/vinj8bwve6xu
http://publicpolicyexchange.co.uk/events/BK24-PPE2.php

E. GESETZLICHE NEUERUNGEN

+++ Sachstand Gesetzesentwurf fur das bundesweite Hilfetelefon

Bereits im letzten Newsletter hat der KOK zum Gesetzesentwurf fur das bundesweite
Hilfetelefon ,,Gewalt gegen Frauen“ (HilfetelefonG) berichtet. Am 23. September 2011 wurde
der Gesetzesentwurf im Bundesrat besprochen (erster Durchgang). Der Ausschuss fur Frauen und
Jugend, der Ausschuss fir Familie und Senioren, der Finanzausschuss und der Ausschuss fur
Innere Angelegenheiten haben dem Bundesrat empfohlen, keine Einwendungen zu erheben. Der
Gesetzentwurf liegt nun dem Bundestag zur Debatte vor.

+++ Sachstand zum Gesetzesentwurf zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der
Européaischen Union und zur Anpassung nationaler Rechtsvorschriften an den EU-
Visakodex (BT-Drs. 17/6497) — sog. 2. Richtlinienumsetzungsgesetz

Bereits im letzten Newsletter hat der KOK uber den Gesetzesentwurf fiir das sogenannte 2.
Richtlinienumsetzungsgesetz berichtet. Nachdem das Gesetz vom Bundestag am 7. Juli 2011
beschlossen wurde, hat der Bundesrat am 23. September 2011 dem Gesetz zugestimmt. Das
beschlossene Gesetz enthalt gegeniiber dem bisherigen Gesetzesentwurf einige Anderungen. So
wurde die Ausreisefrist fur Betroffene von Menschenhandel (so genannte Bedenk- und
Stabilisierungsfrist) von mindestens einem Monat auf mindestens drei Monate verlangert.
Mitarbeiterinnen von einschlégig tatigen Hilfs- und Unterstiitzungsorganisationen wird der
Besuch von Abschiebungsgefangenen auf deren Wunsch im Regelfall gestattet. Die
Neuausstellung eines elektronischen Aufenthaltstitels darf nicht mehr als 60 Euro betragen. Auch
die Ubermittlungspflicht von Schulen sowie Bildungs- und Erziehungseinrichtungen wurde
aufgehoben. Die Oppositionsparteien, SPD, die Griinen und die Linke, stimmten gegen die
Gesetzesanderung, da ihrer Ansicht nach die Ubermittlungspflicht fur alle offentlichen
Institutionen mit Ausnahme von Polizei- und Ordnungsbehdrden sowie 6ffentlichen Stellen mit
der Aufgabe der Strafverfolgung und -vollstreckung aufgehoben werden sollte. Wir verweisen
noch einmal auf die Stellungnahme des KOK zum sogenannten 2. Richtlinienumsetzungsgesetz
vom 27. Juni 2011.

Ausdricklich begruRen mochte der KOK, dass nun mit der Anhebung der so genannten Bedenk-
und Stabilisierungsfrist auf mindestens drei Monate eine langjahrige Forderung des KOK und der
Fachberatungsstellen flir Betroffene von Menschenhandel umgesetzt wurde.

+++ Sachstand zum Ratifizierungsverfahren des Ubereinkommens des Europarates vom 16.
Mai 2005 zur Bekampfung des Menschenhandels (SEV 197)

Wie der KOK bereits berichtete, wurde der Vertragsgesetzentwurf im Bundeskabinett am 22. Juni
2011 beschlossen. Am 23. September 2011 erfolgte die Zustimmung im Bundeskabinett. Die
erste Lesung des Bundestages fand am 20. Oktober 2011 statt. Der KOK verweist noch einmal
auf seine Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zu dem Ubereinkommen des Europarates
vom 16.Mai 2005 zur Bekdmpfung des Menschenhandels.



http://www.bundesrat.de/cln_161/SharedDocs/TO/886/erl/38,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/38.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_161/SharedDocs/TO/886/erl/38,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/38.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_161/SharedDocs/Drucksachen/2011/0401-500/481-11,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/481-11.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_161/SharedDocs/Drucksachen/2011/0401-500/481-11,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/481-11.pdf
http://www.kok-buero.de/data/Medien/Stellungnahmen/StellungnahmeKOK27.6.2011.pdf
http://www.kok-buero.de/data/StellungnahmeKOKUmsetzungEuroprataskonvention2011.pdf
http://www.kok-buero.de/data/StellungnahmeKOKUmsetzungEuroprataskonvention2011.pdf
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Mit einer Spende unterstitzen Sie die Kontinuitit unseres Kampfes fir die Rechie und
Unterstitzung fir von Menschenhandel und Gewalt betroffene Frauen.

Jede Spende hilfi!

Spendenkomto:  § B e | oo
Evangelische i e : i3 i e
Darlehensgt:nussenschaﬂ EG : o .
Konto Nr.: 791 296 e

BLZ : 210 602 37

Ca=n] SPEIIdEIltElEfDII (Beieinem ﬂ.nrufwerden dire ki & FUR zugunsien dezs KOK e V.
L="1 0900 - 1565381 von Threr nichsten Telefonrechnung ahgebucht.}

Der KOK ist ein eingetragener gemeinniitziger ¥erein und stellt Spendenbescheinigongen ans.

F. INFORMATIONMATERIAL UND PUBLIKATIONEN

+++ Hilfsleitfaden zu Gewalt im Namen der Ehre aktualisiert und neu aufgelegt

Der TERRE DES FEMMES - Hilfsleitfaden "Im Namen der Ehre - misshandelt,
zwangsverheiratet, ermordet” ist im Jahr 2007 erschienen. Aufgrund der vielen gesetzlichen
Verénderungen hat TERRE DES FEMMES den Hilfsleitfaden komplett (iberarbeitet. Seit dem
01. September 2011 steht nun die zweite Auflage des Hilfsleitfaden auf der Homepage von
TERRE DES FEMMES als PDF-Datei zur Verfiigung.

Der Leitfaden zeigt sowohl Hilfestellung bei der Beratung von Betroffenen in Deutschland, als
auch Hilfsmoglichkeiten bei einer (drohenden) Heiratsverschleppung ins Ausland. Im Internet
findet sich unter www.zwangsheirat.de zudem eine Ubersicht der Beratungsstellen und
Hilfseinrichtungen in Deutschland sowie in einigen Herkunftslandern.

+++ Studie zur Kooperation mit Migrantlnnenorganisationen

Fur eine erfolgreiche Integration sind Migrantinnenorganisationen unersetzlich, die oft auch in
Kooperation mit verschiedenen staatlichen und zivilen Akteurlnnen arbeiten. Um die
Kooperation noch erfolgreicher zu gestalten, hat das Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge
eine Studie in Auftrag gegeben, die von Dr. Uwe Hunger (Universitdt Munster) durchgefihrt
wurde. Untersucht wurden unterschiedliche Kooperationsformen und -projekte, die durch das
Berliner Aktionsprogramm "Vielfalt férdern — Zusammenhalt starken™ geférdert wurden. Durch
die Auswertung der Studie konnten Empfehlungen fur eine verbesserte Zusammenarbeit
entwickelt werden. Die Studie kann als PDF Dokument heruntergeladen werden.

+++ Research Network for Domestic Worker Rights

Das Forschungsnetzwerk fir die Rechte von Hausangestellten (DW-RN - Research Network for
Domestic Worker Rights) ist offiziell am 12. Juni 2011 gestartet. In den vergangenen zwei Jahren
haben sich Forscherlnnen und Aktivistinnen getroffen und tber die Forschung und zukinftige



http://frauenrechte.de/online/index.php/themen/gewalt-im-namen-der-ehre/informationsquellen/tdf-material.html
http://www.zwangsheirat.de/
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Studien/2011-kooperationmigrantenorganisationen-direkt.pdf;jsessionid=C6EE4C3B246F9AB9F027C77B2C608186.2_cid118?__blob=publicationFile
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Entwicklung dieses Netzwerks diskutiert. Das Netzwerk geht auf die Initiative von
Forscherlnnen des International Center for Development and Decent Work der Universitat
Kassel, der Global Labour University und des International Domestic Workers Network zurtick.
Das DW-RN hat sich im Dezember 2010 auf einem Workshop der niederlandischen
Gewerkschaft FNV Bondgenoten konstituiert und es wurde beschlossen, das Netzwerk wéhrend
der Internationalen Arbeitskonferenz im Juni 2011 offiziell zu prasentieren.
Der erste Newsletter von DW-RN kann unter diesem Link gelesen werden, mehr Informationen
zum Research Network for Domestic Workers finden sich auf diesem Flyer.

RUBRIK WISSEN

+++ Entschadigung fir Betroffene von Menschenhandel

Betroffene von Menschenhandel erleiden hdufig sowohl physische Schéden, z.B. als Folge von
Gewalt durch die Téaterlnnen, mangelnde Gesundheitsversorgung oder schlechte Verpflegung, als
auch psychische Schaden wie Traumatisierungen.

Vielen Betroffenen von Menschenhandel und von Arbeitsausbeutung wird ein Teil des Lohns
oder haufig auch der gesamte Lohn flr die von ihnen ausgeibten Tatigkeiten (sei es in der
Sexindustrie oder in auch in anderen Bereichen) nicht ausgezahlt.

Gleichzeitig erzielen die Téaterlnnen durch die Téatigkeiten, die Betroffene von Menschenhandel
fur sie ausliben, einen hohen Gewinn.

Nur wenige wissen: Betroffene von Menschenhandel haben in Deutschland das Recht auf die
Zahlung von Entschadigung und/oder die Auszahlung vorenthaltenen Lohns, unabhdngig z.B.
von ihrem Aufenthaltsstatus oder der Art der Téatigkeit. Solche Leistungen werden in der Praxis
jedoch nur sehr selten eingefordert. Die Griinde hierfir sind vielféaltig: Fehlende Aufenthaltstitel,
blrokratische Hirden, mangelnde Information und auch Unkenntnis tiber bestehende Rechte sind
nur einige der Hurden beim Zugang zu Entschédigung.

Unter Entschadigung wird der Ausgleich fur einen entstandenen oder erlittenen Schaden
verstanden. Entschédigungsleistungen koénnen in  Form von Schadensersatzleistungen,
Schmerzensgeld oder durch Auszahlung von entgangenem Lohn erfolgen. Da die Betroffenen
durch den Frauenhandel sowohl in materieller als auch in immaterieller Hinsicht grolRen Schaden
erleiden, ist es wichtig, ihnen geeignete Rechtsbehelfe zu ermdglichen, damit sie nicht nur ihren
Anspruch auf Lohn, sondern auch auf eine angemessene Entschadigung effektiv durchsetzen
kdnnen.

Verschiedene Projekte und Organisationen beschaftigen sich aktuell mit den Themen
Entsch&digung und Lohnzahlungen fur Betroffene des Menschenhandels.

Mit den rechtlichen Grundlagen und den Hinderungsgrinden hat sich die im Juni 2009
veroffentlichte Machbarkeitsstudie "Menschenhandel in Deutschland - Die Menschenrechte der
Betroffenen starken" des Deutschen Instituts fir Menschenrechte (DIMR) und der Stiftung
Erinnerung-Verantwortung-Zukunft (EVZ) ausfuhrlich auseinandergesetzt. Sie kommt zu dem
Ergebnis, dass trotz bestehender rechtlicher Mdglichkeiten kaum ein/e Betroffene/r die Zahlung
von Entschadigung und/oder ausstehendem Lohn durchsetzen kann.

Um die Situation fir die Betroffenen zu verbessern, fihrt das DIMR in Kooperation mit der
Stiftung EVZ das Projekt "Zwangsarbeit heute - Betroffene von Menschenhandel starken" durch.



http://domesticworkerrights.org/sites/default/files/ResearchNetworkNewsletter1.pdf
http://cms.uni-kassel.de/unicms/fileadmin/groups/w_460500/Domestic_Workers/DW-RN_flyer.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/uploads/tx_commerce/studie_menschenhandel_in_deutschland_01.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/uploads/tx_commerce/studie_menschenhandel_in_deutschland_01.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/projekt-zwangsarbeit-heute.html
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Es startete am 02. Juni 2009 und ist zundchst auf drei Jahre angelegt. Ziel dieses Projektes ist
in erster Linie die Starkung der Betroffenen in der eigenstandigen Wahrnehmung ihrer Rechte.
Um die Betroffenen finanziell bei der Durchsetzung ihrer Anspriiche nach Lohn und
Entschadigung zu unterstiitzen, beispielsweise durch Ubernahme der Anwaltskosten, stellt das
Institut einen Rechtshilfefonds zu Verfigung.

Auf européischer Ebene setzt sich das "Project COMP.ACT (European Action for Compensation
for Trafficked Persons)", koordiniert von La Strada International und Anti-Slavery International,
gemeinsam mit ihren Projektpartnerinnen aus 14 européischen Landern dafiir ein, dass Betroffene
von Menschenhandel ihre Anspriche geltend machen kénnen. Dieses Projekt l&uft seit Januar
2010 und wird fir zun&chst drei Jahre finanziert. Alle Projektpartnerinnen fiihren in den eigenen
Landern Forschungen zu den vorhandenen Madglichkeiten fiir die Betroffenen von
Menschenhandel sowie zu den Hindernissen zur Durchsetzung dieser Anspriiche durch. Geplant
ist, in den einzelnen L&ndern Musterverfahren durchzufuhren. Auf internationaler Ebene wird
Lobbyarbeit durchgefiihrt, um dem Thema Entschadigung mehr Bedeutung zu verleihen.

Auch der KOK setzt sich mit dem Thema Entschadigung auseinander. Im Projekt COMP.ACT
sind wir Projektpartner fir Deutschland. Zudem arbeitet der KOK mit dem Projekt des DIMR
zusammen und unterstitzt dieses.

Der KOK hat den flinften EU-weiten Tag gegen Menschenhandel am 18.10.2011 genutzt, um die
Politik und Offentlichkeit auf das Thema Entschadigung und Auszahlung von Loéhnen fiir
Betroffene von Menschenhandel aufmerksam zu machen. Wir haben ein Fact Sheet zu dem
Thema erarbeitet und verbreitet und auf unserer Webseite eine neue Rubrik ,,Entschadigung®
erstellt, in der ausfiihrlich zu dem Thema informiert wird sowie bestehende rechtliche
Madglichkeiten dargestellt werden.

Mehr finden Sie unter diesem Link.

KOK - Bunde sweiter Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im Migrationsprozess e .
Kurfarstensir. 33 Tel: 030726391176 Fax: 0307263 91186
10785 Berlin, Germany e-mail: infog@kok-buero_de Internet: www.kok-buero.de

Gexschaftszeiten: Montag - Donnerstag yon 10:00 - 13-00 Uhr
Die Arbeit des KOK wird gefordert vom Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)



http://www.compactproject.org/
http://www.compactproject.org/
http://www.kok-buero.de/index.php?idcat=184&lang=1

	Das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFZA) lädt MigrantInnen und ihre Organisationen zu einem Kongress vom 19. bis zum 20. November 2011 in Frankfurt am Main ein. Unter dem Motto "Zusammen erreichen wir mehr!" soll der Kongress dem Erfahrungsaustausch und der besseren Vernetzung, sowie der Bekanntmachung der verschiedenen Organisationen und ihrer Anliegen dienen. Weitere Informationen und das Anmeldeformular unter diesem Link.

